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Liebe Leserin, lieber Leser,

rund die Hälfte der weibli-

chen Inhaftierten hat vor 

Haftantritt regelmäßig Sucht-

mittel konsumiert und rund 

drei Viertel waren arbeitslos.  

Diese und andere Daten 

wurden mittels der Fachan-

wendung BASIS-VV in 390  

Aufnahmegesprächen erho-

ben und von Isabell Wittland, 

Dr. Ulrike Häßler (beide vom 

Bildungsinstitut des nieder-

sächsischen Justizvollzuges 

- Kriminologischer Dienst) 

sowie Sabine Zeymer 

(Niedersächsisches Justizmi-

nisterium) analysiert. Sie 

stellen uns in ihrem Artikel 

anhand dieser Datenbasis 

die Situation von Frauen zu 

Haftbeginn dar und regen 

mögliche Veränderungen an.

Die Betreuung von Sucht-

kranken im Justizvollzug ist 

eine besondere Herausforde-

rung. In der Justizvollzugsan-

stalt Lingen kümmert sich 

Inge Schulten mit ihrem 

Team vom Suchtberatungs-

dienst um die Suchkranken. 

Sie erläutert die Möglichkei-

ten und Grenzen in der Be-

treuung und geht auf die 

Herausforderungen ein, die 

bei der Wiedereingliederung 

bestehen.

54 Dachflächen von sechs 

Berliner Justizvollzugsanstal-

ten wurden seit 2017 mit 

Photovoltaik-Anlagen ausge-

stattet. Andrea Sutic von der 

JVA Plötzensee ist für das 

Mietermanagement im Berli-

ner Justizvollzug zuständig. 

Sie berichtet von den bisheri-

gen Erfahrungen und den 

ambitionierten Zielen, um die 

Klimaschutzziele zu erfüllen.

In der 37. Ausgabe unseres 

Newsletters hat der Vollzugs-

recht-Experte Michael Schä-

fersküpper von der Fach-

hochschule für Rechtspflege 

Nordrhein-Westfalen den 

unmittelbaren Zwang erör-

tert. Nun folgt der zweite  

Teil, in dem Michael Schä-

fersküpper schwerpunkt-

mäßig auf die Rechtspre-

chung eingeht, da sie die 

Praxis maßgeblich prägt.

Wie kann die heute so wichti-

ge Medienpädagogik im Jus-

tizvollzug gelebt werden, in 

dem der Zugang zu digitalen 

Medien verboten ist? Inge 

Roy vom Fachbereich Päda-

gogik des Landes Nordrhein-

Westfalen ist seit 2008 Koor-

dinatorin des PodKnast-

Projekts. PodKnast leistet 

aus ihrer Sicht einen wichti-

gen Beitrag zur Justizarbeit. 

Inge Roy erläutert in ihrem 

Artikel die praktische Arbeit 

im Projekt  sowie die voll-

zugsrelevanten Aspekte.

Viel Spaß beim Lesen und

herzliche Grüße aus Celle 

sendet Ihnen

   Michael Franke
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Inhaftierte ausgewertet 

werden. Zuvor wird der 

Stand der bisherigen 

Forschung kurz zusam-

mengefasst.

Forschungsstand & 

bisherige Datenbasis

Im Frauenvollzug lässt 

sich ein durchaus hoher 

Anteil an Personen 

mit Suchtmittelproble-

matik feststellen, wobei 

dieser je nach Studie 

variiert (Kawamura-

Die Situation von Frauen zu Haftbeginn1

von Isabel Wittland, Ulrike Häßler und Sabine Zeymer

DIE SITUATION VON FRAUEN ZU HAFTBEGINN

Weibliche Inhaftierte 

machen nur einen klei-

nen Anteil der Gefange-

nen im Vollzug aus 

(Statistisches Bundes-

amt, 2024).2 Auch wenn 

ein leichter aber kontinu-

ierlicher (internationaler) 

Anstieg von Inhaftierun-

gen weiblicher Personen 

zu verzeichnen ist 

(Penal Reform Internati-

onal, 2023, S. 8; Weber, 

2021, S. 76), kann die 

derzeitige Forschungsla-

ge zu weiblichen Inhaf-

tierten als uneinheitlich 

bezeichnet werden. 

Da Niedersachsen seit 

2021 über eine Vielzahl 

an (standardisierten und 

elektronischen) Angaben 

zu inhaftierten Personen 

zu Beginn des Vollzugs-

verlaufs in der Fachan-

wendung BASIS-VV ver-

fügt, sollen diese nun 

erstmals für weibliche 

psychischen Einschrän-

kungen hingewiesen 

(Kawamura-Reindl,2023, 

S. 370). Zudem lassen 

sich bei inhaftierten Frau-

en auch häufig psycho-

somatische Beschwer-

den finden (Kawamura-

Reindl,2023, S. 369; 

Keppler, 2010, S. 75; 

Zolondek, 2007, S. 272). 

Ein Spezifikum inhaftier-

ter Frauen ist die beson-

Semisch, 2006, S. 19; 

Widmann, 2006, S. 75-

76). Hier lässt sich 

die gesamte Bandbreite 

der psychischen Beein-

trächtigungen wie De-

pressionen, posttrauma-

tische Belastungsstörun-

gen, psychotische Stö-

rungen oder Persönlich-

keitsstörungen finden. 

Es wird insbesondere 

auf den Zusammenhang 

zwischen erlebten 

Gewalterfahrungen und 

Reindl, 2023, S. 370). In 

Abhängigkeit von Stich-

probencharakteristika wie 

der Stichprobengröße 

kann eine Bandbreite 

von 40.0 % (Länder-

arbeitsgruppe, 2024, 

N = 3120, S. 3) bis hin zu 

73.0 % (Kolte & Schmidt-

Semisch, 2006, S. 10, 

N = 26) identifiziert wer-

den. 

In Studien wird außer-

dem eine hohe Prävalenz 

psychischer Störungen 

bei inhaftierten Frauen 

beschrieben (Endres & 

Wittmann, 2020, S. 277; 

Kawamura-Reindl, 2023, 

S. 369; Kolte & Schmidt-

dere Präsenz des The-

mas Elternschaft. Aus-

nahmslos alle Untersu-

chungen zeigen, dass ein 

größerer Anteil an weibli-

chen Inhaftierten mindes-

tens ein Kind hat (Dünkel 

et al., 2005, Kolte und 

Schmidt-Semisch, 2006, 

Prätor 2013, Zolondek, 

2007). 

Besondere Berücksichti-

gung bei der Betrachtung 
Der Kriminologische Dienst befindet sich in der Fuhsestraße 30 in Celle

Isabel Wittland (o. l.) und 

Dr. Ulrike Häßler (o. r.),

Bildungsinstitut des niedersächsi-

schen Justizvollzuges - Kriminolo-

gischer Dienst 

Sabine Zeymer (u.)

Niedersächsisches Justizministe-

rium - Referat 303 Vollzugsge-

staltung 
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Inhaftierten (50.1 %) 

hatte vor Haftantritt re-

gelmäßig Suchtmittel 

konsumiert. Zu den häu-

figsten Suchtmitteln 

zählten Alkohol (45.8 

%), Kokain (38.3 %) und 

Cannabis (37.4 %).4 Bei 

6.6 % der inhaftierten 

Frauen in der Stichpro-

be wurde aus dem Kon-

sum von Suchtmitteln 

ein akuter Handlungsbe-

darf abgeleitet, bei-

spielsweise Sicherungs-

maßnahmen aufgrund 

Darstellung der Ergeb-

nisse 

Im Folgenden werden die 

Ergebnisse zu ausge-

wählten Schwerpunkten 

beschrieben.3

a. Gesundheit

Ein Themenschwerpunkt 

im Rahmen der Aufnah-

megespräche ist die Ge-

sundheit und somit auch 

potentielle gesundheitli-

che Problematiken der 

inhaftierten Frauen. Rund 

die Hälfte der weiblichen 

„Inhaftierte Frauen bringen 

außerdem in der Regel einen 

niedrigen Bildungsstand mit 

in den Vollzug: In 

verschiedenen Studien 

verfügen zwischen 25.0 % und 

35.0 % der inhaftierten Frauen 

über keinen Schulabschluss.“

Inhaftierte Frauen brin-

gen außerdem in der 

Regel einen niedrigen 

Bildungsstand mit in den 

Vollzug: In verschiede-

nen Studien verfügen 

zwischen 25.0 % und 

35.0 % der inhaftierten 

Frauen über keinen 

Schulabschluss. Besteht 

ein Schulabschluss 

überwiegt der Anteil der 

Sonder-, Förder- und 

Hauptschulabschlüsse. 

Nur ungefähr ein Viertel 

der inhaftierten Frauen 

erreichte einen Real-

schulabschluss. Höher-

wertige Abschlüsse wa-

ren deutlich seltener 

(Haverkamp, 2011, S. 

366; Kolte & Schmidt-

Semisch, 2006, S. 14; 

Prätor, 2013, S. 16; 

Schröttle & Müller, 2004, 

S. 18; Widmann, 2006, 

S. 41). 

Mit der Qualifikation eng 

verbunden ist auch 

die Einkommenssituati-

on, welche indirekt die 

der Wohnsituation findet 

vor allem der (erhöhte) 

Anteil prekärer Wohnver-

hältnisse vor der Inhaftie-

rung. So hatten 18.0 % 

der weiblichen Inhaftier-

ten in der Stichprobe von 

Schröttle und Müller 

(2004, S. 20, N = 78) vor 

der Inhaftierung keinen 

eigenen Haushalt, lebten 

in Wohn-, Pflege- oder 

vorübergehenden Wohn-

heimen oder waren ohne 

festen Wohnsitz (siehe 

auch Haverkamp, 2011). 

Eigene Untersuchung

Einordnung der Daten-

basis

Im Rahmen der Unter-

suchung wurden die 

Aufnahmegespräche 

aller Zugänge innerhalb 

eines Jahres 

(September 2021 bis 

August 2022) einbezo-

gen. Die Daten wurden 

durch die Fachdienste 

mittels der Fachanwen-

dung BASIS-VV erho-

eher geringen Bildungs-

chancen dieser Zielgrup-

pe widerspiegeln kann. 

43.9 % der betreffenden 

Stichprobe (N = 255) bei 

Haverkamp (2011) leben 

vor der Inhaftierung von 

staatlichen Leistungen, 

wohingegen 31.4 % Ein-

kommen aus eigener 

Berufstätigkeit beziehen. 

Immerhin 4.7 % bestritten 

ihr Einkommen aus Straf-

taten (S. 375-376). 

DIE SITUATION VON FRAUEN ZU HAFTBEGINN

von Entzugserscheinun-

gen. Bei 

47.2 % ist der Kontakt 

zur Suchtberatung erfor-

derlich. Darüber hinaus 

wurden bei 19.7 % der 

inhaftierten Frauen wei-

tere gesundheitliche 

Probleme ohne Suchter-

krankungen bei Aufnah-

me bejaht. Gut ein Drit-

tel der inhaftierten Frau-

en (31.6 %) war in den 

letzten zehn Jahren in 

psychotherapeutischer 

Behandlung. 22.5 % 

ben. Insgesamt konnten 

in dieser Vollerhebung 

390 Aufnahmegesprä-

che weiblicher Inhaftier-

ter betrachtet werden. 

Dabei wurden alle Voll-

zugsformen (Jugendvoll-

zug, Untersuchungshaft, 

Erwachsenenvollzug) 

einbezogen. Ziel der 

Untersuchung ist eine 

Beschreibung der Bedar-

fe von weiblichen Inhaf-

tierten bei Haftantritt.

„Rund die Hälfte der 

weiblichen Inhaftierten 

(50.1 %) hatte vor Haftantritt 

regelmäßig Suchtmittel 

konsumiert. Zu den 

häufigsten Suchtmitteln 

zählten Alkohol (45.8 %), 

Kokain (38.3 %) und 

Cannabis (37.4 %).“
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59.6 % der Personen 

war eine Schuldenregu-

lierung in Haft erforder-

lich.7

Diskussion

Zusammenfassend er-

geben sich in der unter-

suchten Stichprobe 

weiblicher Inhaftierter in 

Niedersachsen ähnliche 

Kennwerte bezüglich 

Gesundheit, familiärer 

Situation, Bildungsni-

veau und Berufstätigkeit 

wie in früheren Untersu-

chungen zu weiblichen 

kenpflege. Die meisten 

der inhaftierten Frauen 

waren bei Haftantritt ar-

beitslos (77.4 %). Nur 

14.8 % der Frauen bezo-

gen vor der Inhaftierung 

Einkommen aus Er-

werbsarbeit, 50.3 % leb-

ten vom ALG II, jetzt Bür-

gergeld. Darüber hinaus 

hatte gut die Hälfte der 

inhaftierten Frauen in der 

Stichprobe Schulden 

(56.5 %), die genaue 

Schuldenmenge war häu-

fig unklar (43.7 %). Bei 

ren und wohnlichen Be-

dingungen der Frauen 

erfragt. Beinahe drei 

Viertel der inhaftierten 

Frauen (72.6 %) hatten 

Kinder, wovon 30.6 % 

mit im Haushalt lebten. 

Acht von 365 Frauen, 

für die Daten vorlagen, 

waren bei Haftantritt 

schwanger. Ein Großteil 

der inhaftierten Frauen 

verfügte darüber hinaus 

bei Haftantritt über eige-

nen oder geteilten 

Wohnraum: 48.7 % der 

Frauen lebten in einer 

eigenen Wohnung, 23.2 

% in gemeinsam genutz-

ten Wohnungen und 5.4 

% im Elternhaus. 12.7 % 

der inhaftierten Frauen 

waren bei Haftantritt 

wohnungslos. 9.6 % der 

Frauen lebten in einer 

Einrichtung, 0.3 % in 

einer Unterkunft für Ge-

flüchtete. Nach der In-

haftierung können vo-

raussichtlich 37.5 % der 

befanden sich nach eige-

nen Angaben jemals in 

psychiatrischer Behand-

lung.5 Bei 11 von insge-

samt 389 weiblichen In-

haftierten, für die Daten 

vorliegen, wurde ein aku-

tes Suizidrisiko bei Inhaf-

tierung angenommen 

(2.8 %).

b. Soziale Situation

Neben den Themen Ge-

sundheit und Krankheit 

wurden auch die familiä-

DIE SITUATION VON FRAUEN ZU HAFTBEGINN

Inhaftierten, wobei die 

unterschiedliche Zusam-

mensetzung und die 

Größe potentieller Ver-

gleichsstudien zu be-

rücksichtigen ist. Bei 

Betrachtung der ermit-

telten Kennwerte erge-

ben sich erste potentiel-

le Bedarfe in den Berei-

chen Suchtbehandlung, 

Schuldenregulierung 

und für einen Teil der 

Stichprobe im Bereich 

der Wohnsituation. Auch 

der Bereich der Arbeits-

marktintegration insbe-

men der inhaftierten 

Frauen dar. Insgesamt 

70.7 % der Frauen hat-

ten einen Schulab-

schluss. Der höchste 

Bildungsabschluss war 

in der Regel ein Haupt-

(35.6 %) oder Real-

schulabschluss (21.7 

%). 41.1 % der Stichpro-

be verfügte über eine 

abgeschlossene Qualifi-

kation, häufig eine Aus-

bildung im Bereich der 

Gesundheits- und Kran-

Frauen in eigenen Wohn-

raum und 21.5 % in ge-

meinsamen Wohnraum 

zurückkehren. Bei 81 der 

insgesamt 331 weibli-

chen Inhaftierten ist die 

Wohnsituation nach der 

Entlassung (noch) unklar 

(24.5 %).6

c. Qualifikationen und 

Einkommen

Einen weiteren Themen-

komplex des Aufnahme-

gespräches stellte die 

Bildung und das Einkom-

„Die meisten der inhaftierten 

Frauen waren bei Haftantritt 

arbeitslos (77.4 %).“

Die JVA für Frauen, Abteilung Hildesheim

„Beinahe drei Viertel der 

inhaftierten Frauen (72.6 %) 

hatten Kinder, wovon 30.6 % 

mit im Haushalt lebten.“
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Fußnoten

1 Dieser Beitrag wird in 

veränderter Form ur-

sprünglich erscheinen 

als: Zeymer, S. Wittland, 

I. & Häßler, U. Weibli-

che Inhaftierte in Nie-

dersachsen: Dokumen-

tation, Bedarfe und Be-

sonderheiten In: Schütt-

ler, H., Krieg, Y., Lutz, 

P. Çelebi, D., Steinl, L., 

Streuer, J. & Werner, M. 

(im Druck). Gender & 

Crime – Strukturelle Ur-

können.

„Teilweise gelten im 

Frauenvollzug bereits 

besondere Gestaltungs-

richtlinien, beispielsweise 

durch den Verzicht auf 

Dienstkleidung. Ob es eine 

Unterscheidung braucht, wird 

in der Wissenschaft bereits 

länger diskutiert.“

der Daten ist somit vor 

dem Hintergrund der 

fehlenden Werte und 

auch potentiellen Ver-

zerrungen zu betrach-

ten.

Ausblick

Bei der Beschreibung 

der Bedarfe weiblicher 

Inhaftierter und der ent-

sprechenden Vollzugs-

gestaltung stellt sich 

über die konkreten Be-

darfe hinaus die Frage, 

ob sich diese zwischen 

verschiedenen Ge-

schlechtern unterschei-

den und es womöglich 

einer gendersensiblen 

Vollzugsgestaltung be-

darf (weiterführend z. B. 

Hahlhuber-Gassner & 

Pravda, 2013; für Ju-

gendliche: Day et al., 

2014). Teilweise gelten 

im Frauenvollzug bereits 

besondere Gestaltungs-

richtlinien, beispielswei-

se durch den Verzicht 

auf Dienstkleidung. Ob 

es eine Unterscheidung 

sondere aufgrund der 

hohen Arbeitslosigkeit 

vor Inhaftierung kann als 

potentieller Bedarf gese-

hen werden. 

Bei Betrachtung der Da-

ten werden jedoch auch 

erste Einschränkungen 

deutlich, z. B. hinsichtlich 

fehlender Inhalte (Thema 

Trauma etc.) oder der 

großen Anzahl fehlender 

Angaben in vielen der 

oben beschriebenen Be-

reiche. Die Auswertung 

DIE SITUATION VON FRAUEN ZU HAFTBEGINN

sachen und Verhältnis-

se geschlechtsspezifi-

scher Gewalt. Interdis-

ziplinäre Beiträge zur 

kriminologischen For-

schung. Baden-Baden: 

Nomos. Wir danken der 

Herausgeberschaft für 

die Möglichkeit der Ver-

öffentlichung im Justiz-

newsletter.

2 Zum Stichtag 31.03. 

waren in Deutschland 

41.641 Männer und 

2.590 Frauen inhaftiert 

chung wurden ebenfalls 

die verschiedenen Ziel-

richtungen von Voll-

zugspraxis und Voll-

zugsforschung bei der 

Datenerhebung deutlich. 

Für die Forschung steht 

vor allem die Vollstän-

braucht, wird in der Wis-

senschaft bereits länger 

diskutiert (einen Über-

blick geben Hollin & Pal-

mer, 2006; für einen gen-

dersensitiven Strafvollzug 

plädieren z. B. Wright et 

al., 2012). Eine For-

schungslücke besteht 

auch noch in der Be-

trachtung nicht-binärer 

Menschen und deren 

Bedarfe in der Vollzugs-

gestaltung. 

Im Rahmen der Untersu-

digkeit der Daten im Vor-

dergrund während in der 

Praxis die Erhebung von 

Besonderheiten und Be-

darfen der einzelnen 

Person im Fokus steht. 

Durch die wissenschaftli-

che Betrachtung der für 

die Praxis gewonnen 

Daten können jedoch 

Veränderungen in der 

Erhebungspraxis ange-

stoßen werden, die die-

se verschiedenen Per-

spektiven besser mitei-

nander verschränken 
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von weiblichen Gefan-

genen im niedersächsi-

schen Justizvollzug. In 

H. Bögemann, K. Kepp-

ler, K & H. Stöver 

(Hrsg.), Gesundheit im 

Gefängnis. Ansätze und 

Erfahrungen mit Ge-

sundheitsförderung in 

totalen Institutionen (S. 

73-83). Juventa.

Kolte, B. & Schmidt-

Semisch, H. (2006). 

Projektbericht. Spezifi-

sche Problemlagen und 

dem Hintergrund der Eu-

ropäischen Strafvollzugs-

grundsätze. Duncker & 

Humbolt. 

Hollin, C. R. & Palmer, E. 

J. (2006). Criminogenic 

need and women offen-

ders: A critique of the 

literature. Legal and Cri-

minological Psychology, 

11(2), 179-195. https://

doi.org/10.1348/1355325

05X57991

Keppler, K. (2010). Zur 

gesundheitlichen Lage 

5 n Suchtmittelkonsum = 

379; n Art Suchtmittel = 

107; n besonderer Be-

darf Sucht = 362; n Kon-

takt Suchtberatung = 

290; 

n Gesundheit = 346; 

n Psychotherapie = 351; 

n Psychiatrie = 342.

6 n Kinder = 347; n im 

Haushalt lebend = 252; 

n Wohnsituation vor 

Haft = 353; n Wohnsitu-

ation nach Haft = 331.

7 n Qualifikation = 365; 

n Art Qualifikation = 150; 

n Schulden = 379; n 

Schuldenmenge = 175; 

n Schuldenregulierung = 

349.

(Strafhaft und Siche-

rungsverwahrung).

3 Bei der Darstellung der 

Ergebnisse ist zu berück-

sichtigen, dass die Stich-

probengröße zwischen 

den einzelnen Variablen 

variiert, da die Dokumen-

tation keine Pflichtanga-

ben vorsieht. Es werden 

die gültigen Prozente 

berichtet.

4 Mehrfachangaben mög-

lich.
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gesundheitliche Versor-

gung von Frauen in 

Haft. Universität Bre-

men. https://

www.researchgate.net/

publica-

tion/305729510_Spezifi

sche_Problemlagen_un

d_gesundheitliche_Vers

orgung_von_Frauen_in_

Haft

Kawamura-Reindl, G. 

(2023). Resozialisierung 

straffälliger Frauen. In 

H. Cornel, C. Ghanem, 

Vorstellung des Frau-

enstrafvollzugsprojekts 

In F. Dünkel, C. Kester-

mann & J. Zolondek 

(Hrsg.) Internationale 

Studie zum Frauenvoll-

zug. Bestandsaufnah-

me, Bedarfsanalyse und 

“best practise”. (S. 3-8). 

Universität Greifswald. 

https://rsf.uni-

greifswald.de/storages/

uni-greifswald/fakultaet/

rsf/lehrstuehle/ls-

duenkel/
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BETREUUNG VON SUCHTKRANKEN 

Der interne Suchtbera-

tungsdienst (SBD) ist ein 

ambulant arbeitender 

Dienst in der Justizvoll-

zugsanstalt (JVA) Lin-

gen, der Inhaftierte mit 

einer Suchtmittelproble-

matik während der Haft 

psychosozial betreut. 

Die Angebote des 

Suchtberatungsdienstes 

sind kein Ersatz für eine 

Möglichkeiten und Grenzen in der Betreuung von 

Suchtkranken in einer Justizvollzugsanstalt

- am Beispiel der Betreuung 

in der Justizvollzugsanstalt Lingen - 
von Inge Schulten

Die Betreuung von 

Suchtkranken im Justiz-

vollzug stellt eine beson-

dere Herausforderung 

dar. Neben den Hilfean-

geboten der sozialen und 

psychologischen Dienste 

in den Justizvollzugsan-

stalten ist Suchtberatung 

ein unerlässliches Ange-

bot!

Der folgende Artikel be-

leuchtet die Möglichkeiten 

und Grenzen der Sucht-

krankenbetreuung im 

Justizvollzug und geht auf 

die Herausforderungen 

ein, die im Übergangsma-

nagement, bei Therapie-

platzvergabe und bei 

der Wiedereingliederung 

nach der Haftentlassung 

bestehen.

an den verschiedenen 

Standorten zuständig.

Gibt es eigentlich Zah-

len zur Suchtmittel-

problematik im Justiz-

vollzug?

Um die stoffgebundene 

Suchtmittelproblematik 

im Justizvollzug besser 

zu verstehen, hat der 

Strafvollzugsausschuss 

der Länder 2014 eine 

bundeseinheitliche Erhe-

bung zur stoffgebunde-

nen Suchtproblematik im 

entziehung für erwach-

sene Männer vollstreckt. 

Zudem beherbergt die 

JVA Lingen das Nieder-

sächsische Justizvoll-

zugskrankenhaus mit 77 

Betten. In diesem Be-

reich können auch weib-

liche Inhaftierte unterge-

bracht und behandelt 

werden. Zu viert sind wir 

für die Betreuung der 

Gefangenen mit einer 

Suchtmittelproblematik 

therapeutische Behand-

lung und setzen auf die 

freiwillige Mitarbeit der 

Gefangenen - die in den 

Vollzugsplanungen dann 

auch regelhaft empfohlen 

wird.

Der SBD unterstützt den 

Gefangenen, in seinem 

Entschluss, keine Sucht-

mittel mehr zu konsumie-

ren und zeigt mit dem 

Vollzugsziel vereinbare 

Alternativen auf.  Wir 

schaffen anstaltsüber-

greifende Kooperations-

möglichkeiten mit Bera-

tungsstellen, Fachkran-

kenhäusern und Thera-

pieeinrichtungen.

Aber kurz vorweg: Die 

Justizvollzugsanstalt Lin-

gen ist die größte Anstalt 

in Niedersachsen, derzeit 

mit 773 Haftplätzen. An 

den verschiedenen 

Standorten werden alle 

Bereiche der Freiheits-

Inge Schulten 

Diplom-Sozialpädagogin im 

Suchtberatungsdienst 

der JVA Lingen 

Die Justizvollzugsanstalt in Lingen
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Freiheit sind viele 

Suchtkranke erneut 

den Risikofaktoren ihrer 

Sucht ausgesetzt. 

Ein gut vernetztes Über-

gangsmanagement 

kann dabei helfen, pass-

genaue Hilfen zu finden. 

Hier spielen fortgesetzte 

Substitutionsbehand-

lung, ambulante Be-

handlung, die Betreuung 

durch Beratungsstellen 

und eine frühzeitige Ver-

netzung der entlasse-

nen Personen mit dem 

auf den Übergang in eine 

Suchthilfeeinrichtung vor. 

Hier liegt der Schwer-

punkt in der formalen 

Vorbereitung. Alleine 

kann ein Suchtkranker 

diese bürokratischen 

Hürden und Herausforde-

rungen im Verfahrensab-

lauf nicht überwinden. 

Eine besondere Heraus-

forderung im Justizvoll-

zug stellt das Übergangs-

management dar: nach 

der Entlassung in die 

„Für den Stichtag 

31.03.2022 konnten Da-

ten aus 15 der 16 Bun-

desländer in die Analyse 

miteinbezogen werden.

Bei 39 % der 54.550 

erfassten Inhaftierten 

am Stichtag 31.03.2022 

wurde eine stoffgebun-

dene Suchtproblematik 

(Abhängigkeit oder 

Missbrauch) zum Zeit-

punkt des Haftantritts 

festgestellt. Bei 24 % 

der Inhaftierten ist von 

einer Abhängigkeit und 

bei 15 % von schädli-

chem Gebrauch 

(Missbrauch) psychotro-

per Substanzen, ein-

schließlich Alkohol, aus-

zugehen.“ 

„20% der Insassen im 

offenen Vollzug hatten 

zum Stichtag eine Sucht-

problematik bei Haftan-

tritt, während der Anteil 

der Insassen mit Sucht-

problemen im geschlos-

senen Vollzug bei Haft-

Justizvollzug vereinbart. 

Im Mai 2021 hat dieser 

Strafvollzugsausschuss 

beschlossen die Daten 

aus der „Bundesein-

heitlichen Erhebung zur 

stoffgebundenen Sucht-

problematik im Justizvoll-

zug“ regelmäßig zu veröf-

fentlichen. Seitdem gibt 

es jährliche „Fact-Sheets“ 

mit den wesentlichen 

Daten zum Ausmaß der 

Suchtbelastung in deut-

schen Gefängnissen.

BETREUUNG VON SUCHTKRANKEN 

Hilfesystem eine zentra-

le Rolle. Fehlende Kon-

tinuität und oft ein ab-

ruptes Ende der Unter-

stützung nach der Haft-

zeit führen jedoch dazu, 

dass Rückfälle in den 

alten Suchtkreislauf 

häufig sind.

Was gehört weiter 

konkret zum Aufga-

benspektrum?

Es werden Information 

über Suchtmittelkonsum 

und deren Auswirkung 

„Fehlende Kontinuität und oft 

ein abruptes Ende der 

Unterstützung nach der 

Haftzeit führen jedoch dazu, 

dass Rückfälle in den alten 

Suchtkreislauf häufig sind.“

„Bei 24 % der Inhaftierten ist 

von einer Abhängigkeit 

und bei 15 % von 

schädlichem Gebrauch 

(Missbrauch) psychotroper 

Substanzen, einschließlich 

Alkohol, auszugehen.“

schwer vorbereitet oder 

überhaupt einge-

schränkt angeboten 

werden können. 

Das Dunkelfeld von 

Suchtmittelproblematik 

in Haftanstalten wird 

unserer Erfahrung nach 

höher liegen, zumal in 

der Erhebung nicht alle 

Suchtstoffe erfasst wer-

den.

Aufgaben des Sucht-

beratungsdienstes

Viele JVAen haben in-

antritt bei 44% lag“

Die Erhebung soll einer-

seits auch Grundlage für 

die Planung und Weiter-

entwicklung suchtpräven-

tiver und therapeutischer 

Maßnahmen sein, ande-

rerseits zeigen die Ergeb-

nisse jedoch auch die 

Grenzen auf: Ein hoher 

Anteil der Inhaftierten hat 

langjährige Suchtproble-

matiken und benötigt in-

tensive Betreuung und 

Therapie, die im Rahmen 

des Justizvollzugs nur 

terne Suchtberatungen 

eingerichtet, um erste 

Schritte in Richtung 

Problemerkennung und 

Krankheitseinsicht zu 

gehen. Dann kann es 

über die Motivationsar-

beit in die Planung einer 

Behandlung in eine ex-

terne Einrichtung gehen. 

Die Suchtberatung leis-

tet Aufklärungsarbeit, 

unterstützt bei der An-

tragstellung für Rehabili-

tationsmaßnahmen und 

bereitet die Inhaftierten 
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anstalten) und allen 

Justizministerien.

 seit 2016 „sterben“ 

kleinerer Therapieein-

richtungen, da die 

Anforderungen den 

Leistungsträgern nicht 

mehr genügt haben.

 ab 2017 wurden die 

Wartezeiten auf The-

rapieplätze aus der 

Haft heraus immer 

länger (Steuerung der 

Aufnahmen aus den 

Gefängnissen durch 

schen Rentenversiche-

rung (DRV) Braun-

schweig-Hannover und 

dem Niedersächsi-

schen Justizministeri-

um (für Ausnahmen 

aus dem Leistungs-

ausschluss gem. 12 

Abs. 1, Nr. 5 SGB VI) 

geschlossen.

 2015 erfolgte dann 

eine Kooperationsver-

einbarung zwischen 

der DRV Bund 

(stellvertretend für alle 

Landesversicherungs-

BtMG „Therapie statt 

Strafe“) und somit frü-

hestmöglicher Behand-

lungsbeginn (Ent-

wöhnung oder Einglie-

derung) werden geprüft 

oder schriftlich bei den 

zuständigen Staatsan-

waltschaften abgefragt. 

Möchte jemand in eine 

Entwöhnungsbehand-

lung vermittelt werden, 

wird das Kostenantrags-

verfahren bei den ent-

sprechenden Leistungs-

trägern eingeleitet und 

Kontakt zur potentiellen 

Behandlungseinrichtung 

aufgenommen. Wenn 

eine Kostenbewilligung 

erwirkt werden konnte, 

wird der Aufnahmeter-

min vereinbart und dem 

Gefangenen wird 

Schreibhilfe bei seinem 

Zurückstellungsantrag 

geleistet. Wird eine Be-

handlung als Bewäh-

rungsauflage gem. § 57 

StGB vorbereitet, wer-

den dem Gefangenen 

Kostenzusage und The-

gegeben sowie Informati-

onen über weitergehende 

Beratungs- und Behand-

lungsmöglichkeiten 

(intern und extern). Den 

Gefangenen werden Be-

ratung und gegebenen-

falls Hilfestellung bei voll-

zuglichen Problemen 

angeboten, sofern deren 

Ursache auf eine Sucht-

mittelproblematik zurück-

zuführen ist.

Die rechtlichen Voraus-

setzungen (z.B. § 35 

fangene bei seiner Ent-

lassungsvorbereitung 

unterstützt. Dieses kann 

bedeuten, dass frühzei-

tig eine Kontaktaufnah-

me zu Fachstellen am 

zukünftigen Entlas-

sungsort erfolgt, eine 

Fortsetzung der Substi-

tutionsbehandlung in die 

Wege geleitet wird, ein 

betreutes Wohnen als 

niedrigschwellige Hilfe 

vermittelt wird und auch 

Ausgänge begleitet wer-

den können.

rapieplatzbestätigung für 

seinen Antrag auf Aus-

setzung des Strafrestes 

zur Verfügung gestellt.

Ergehen positive Be-

schlüsse, wird der Gefan-

gene in die Therapieein-

richtung oder Einrichtung 

der Eingliederungshilfe 

überstellt.

Wird keine Vermittlung in 

eine Entwöhnungsbe-

handlung oder Eingliede-

rungshilfemaßnahme 

angestrebt, wird der Ge-

BETREUUNG VON SUCHTKRANKEN 

die Einrichtungen).

 seit 2018 macht § 454 

b StPO die Änderung 

der Vollstreckungsrei-

henfolge wieder mög-

lich und dadurch ist 

seit 2019 die sog. 

„Kombientlassung“ 

aus § 57 StGB in Ver-

bindung mit § 35 

BtMG wieder möglich

 seit 2023 wurde von 

der DRV ein Punkte-

system für Therapie-

einrichtungen entwi-

Welche Hindernisse 

aber auch Möglichkei-

ten bietet das System?

 seit 2004 wurden The-

rapiezeiten (stationäre 

Entwöhnungsbehand-

lungen) immer weiter 

eingekürzt.

 ab 2012 waren keine 

Therapievermittlung 

mehr aus U-Haft mög-

lich.

 2014 wurde eine Ko-

operationsvereinbarun

g zwischen der Deut-

„Ergehen positive 

Beschlüsse, wird der 

Gefangene in die 

Therapieeinrichtung oder 

Einrichtung der 

Eingliederungshilfe 

überstellt.“
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book Prison, Deutsch-

land Bericht 2023 des 

nationalen REITOX-

Knotenpunkts an die 

EMCDDA (Datenjahr 

2022/2023)

Jahresberichte des 

Suchtberatungsdienstes 

der JVA Lingen

Kooperationsvereinba-

rung zwischen den Lan-

desjustizverwaltungen 

und der Deutschen Ren-

tenversicherung vertre-

ten durch die Deutsche 

en ärztlichen Leitungen 

einstellen konnten oder 

überhaupt zu wenig 

therapeutische Fach-

kräfte vorhalten konn-

ten.

Quellen: 

Schneider, F. ; Karachali-

ou, K. ; Neumeier, E. für 

European Monitoring 

Centre für Drugs and 

Drug Addiction/ Deutsche 

Beobachtungsstelle für 

Drogen und Drogen-

sucht: Gefängnis Work-

sich nach Zurückstel-

lung der Strafvollstre-

ckung gemäß § 35 

BtMG in einer stationä-

ren Entwöhnungsthera-

pie befinden, gemäß § 7 

Absatz 4 Satz 2 SGB II 

ausgeschlossen ist, da 

es sich bei Therapieein-

richtungen im Sinne des 

§ 35 BtMG um Einrich-

tungen zum Vollzug 

richterlich angeordneter 

Freiheitsentziehungen 

im Sinne des § 7 Absatz 

4 Satz 2 SGB II handelt.

Seit 2021 ergaben sich 

daraus erhebliche Ver-

mittlungshemmnisse, da 

Kostenzusagen der 

Krankenkassen nicht 

greifen, weil die Jobcen-

ter/Sozialämter die Ne-

benkosten wie z.B. die 

Beitragszahlungen zur 

Krankenversicherung 

nicht mehr in vollem Um-

fang übernehmen. Die 

Sozialhilfeträger der zu-

ständigen Kommunen 

sind sich zudem hin-

sichtlich ihrer Zuständig-

ckelt (sinken im Ran-

king bei hohen Ab-

bruchquoten und 

dadurch schlechtere 

Belegung).

Was stellt sich als das 

derzeit größte Vermitt-

lungshindernis dar?

Mit Urteil vom 5. August 

2021 (B 4 AS 58/20 R) 

hat das Bundessozialge-

richt klargestellt, dass ein 

Anspruch auf Leistungen 

nach dem SGB II für ver-

urteilte Personen, die 

Weitere Vermittlungs-

hemmnisse

 die Fachkliniken steu-

ern ihre Belegung 

(Kontingentierung der 

Aufnahme von Patien-

ten aus den JVA´en, 

dadurch lange Warte-

zeiten).

 haben die Gefange-

nen Schulden bei den 

Krankenkassen, erhal-

ten sie kein grundsätz-

liches Kostenaner-

kenntnis.

keit häufig uneins.

Verschiedene Einrichtun-

gen nehmen nun per se 

keine Gefangenen mit 

der Kombination aus dem 

Kostenträger Kranken-

versicherung und § 35 

BtMG mehr auf.

Anvisierte Lösung: Ge-

setzesantrag vom 

29.11.2023 aus NRW zur 

Änderung des SGB: 

Rückausnahme vom 

Leistungsausschluss 

gem. § 7 SGB II.

BETREUUNG VON SUCHTKRANKEN 

Rentenversicherung 

Bund vom 04.03.2015

Anforderungen an Re-

habilitationseinrichtunge

n https://www.deutsche-

rentenversicherung.de/

DRV/DE/Experten/Infos-

fuer-Reha-Anbieter/

Anforderungen-an-Reha

-Einrichtungen/

anforderungen-an-reha-

einrichtun-

gen_node.html

 Aufnahme in Einrich-

tungen ohne Kosten-

zusage für Bürger oh-

ne festen Aufenthalts-

status erfolgen nur mit 

Zustimmung der zu-

ständigen Ausländer-

behörde -diese Zustim-

mungen werden erfah-

rungsgemäß häufig 

nicht erteilt.

 mehrere Rehabilitati-

onseinrichtungen wur-

den bereits geschlos-

sen, da sie keine neu-

Kontakt: 

Inge Schulten

E-Mail 

inge.schulten

@justiz.niedersachsen.de

Telefon

+49 (0) 591 / 91 61 - 330 

„Seit 2021 ergaben sich 

daraus erhebliche 

Vermittlungshemmnisse, da 

Kostenzusagen der 

Krankenkassen nicht greifen, 

weil die Jobcenter und 

Sozialämter die Nebenkosten 

wie z.B. die Beitrags-

zahlungen zur Kranken-

versicherung nicht mehr in 

vollem Umfang übernehmen.“
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ins Anstaltsnetz einge-

speist und zum größten 

Teil dort verbraucht. Der 

nicht verbrauchte Über-

schuss wird ins öffentli-

che Netz eingespeist.

Der herkömmliche (bis-

herige) Strom aus dem 

Landesstromvertrag wird 

dabei teilweise durch 

den Solarstrom über die 

Laufzeit wirtschaftlich 

und haushaltsneutral 

verdrängt und durch den 

Nutzung von Solarenergie durch PV-Anlagen auf Dachflächen 

in diversen Berliner Justizvollzugsanstalten
von Andrea Sutic

KLIMASCHUTZ IM BERLINER STRAFVOLLZUG

Im Rahmen der Erfüllung 

der Klimaschutzziele, die 

Stadt bis 2045 weitge-

hend klimaneutral zu ge-

stalten (d.h. eine 95%-

Reduktion der CO2-

Emissionen gegenüber 

1990) wurden im Auftrag 

der BIM GmbH Dachflä-

chen diverser Gebäude 

in den Berliner Justizvoll-

zugsanstalten mit Photo-

voltaik-Anlagen zur Er-

zeugung von Solarstrom 

zum Eigenverbrauch aus-

gestattet. Eine Photovol-

taikanlage wandelt die 

Sonnenenergie durch den 

photoelektrischen Effekt 

in Solarzellen in nutzba-

ren Strom um. Mit ca. 

2.000 Sonnenstunden 

bietet Berlin sehr gute 

Voraussetzungen für 

Photovoltaik.

Der auf diesem Weg er-

zeugte Solarstrom wird 

in der Zeit seit 2017 auf 

bisher 54 Dachflächen 

der sechs Justizvollzugs-

anstalten Photovoltaikan-

lagen, die insgesamt 

1.300 MWh des direkt 

vor Ort verbrauchten 

Stroms pro Jahr, was 

einem durchschnittlichen 

jährlichen Stromver-

brauch von ca. 720 

Haushalten entspricht.

Mit dem "Masterplan So-

larcity" hat die Landesre-

gierung Berlin ein ehrgei-

ziges Ziel gesetzt: Bis 

2045 soll ein Viertel der 

Neben der JVA Plötzen-

see umfasste der Auf-

trag die JVA Tegel, die 

JVA Heidering, Jugend-

strafanstalt, die JVA für 

Frauen Reinickendorf, 

die JVA des offenen 

Vollzuges in Hakenfelde 

und den Jugendarrest in 

Lichtenrade. Die Auftrag-

nehmer, Berliner Stadt-

werke und ihre Umset-

zungspartner, errichteten 

Einsatz erneuerbarer 

Energie CO2-Emissionen 

eingespart. 

Da die Pachtzahlungen 

für die Solaranlagen über 

den hohen Eigenver-

brauch vollumfänglich 

aus den reduzierten 

Stromkosten finanziert 

werden können, hat der 

Auftraggeber keine eige-

nen Finanzmittel für die 

Anlageninvestition bereit-

zustellen.

Die Pacht- und Betriebs-

führungsentgelte werden 

monatlich im Abschlag 

und jährlich nach Plausi-

bilisierung des tatsächli-

chen solaren Ertrags ab-

gerechnet und über die 

Betriebskosten der von 

der jeweiligen Liegen-

schaft beglichen.

 Die Photovoltaik-Anlagen auf den Dachflächen der JVA Plötzensee

Andrea Sutic 

Justizvollzugsanstalt Plötzensee

Mietermanagement für 

Justizvollzugsanstalten
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in Berlin erzeugten Ener-

gie aus Solarenergie 

stammen und die Stadt 

laut des aktuellen Klima-

schutz- und Energiewen-

degesetzes (EWG Berlin) 

klimaneutral werden. Da-

für ist eine Gesamtleis-

tung von 4.400 Megawatt 

auf den Dächern der 

Stadt zu installieren. Das 

seit Juli 2021 geltendes 

Solargesetz soll helfen, 

diese Ziele zu erreichen.

Im Vordergrund des 

EWG Berlin steht vor 

allem die Senkung der 

schnell. Die nebenste-

henden Grafiken zeigen 

die Entwicklungen der 

Strom- und Photovoltaik-

preise.

In 2024 und 2025 sollen 

weitere Dachflächen in 

diversen Justizvollzugs-

anstalten mit PV-Anlagen 

bestückt werden und so-

mit die bisherige Gesamt-

leistung in dieser Anstalt 

von 838 kWp auf ca. 

1.500 kWp erweitert wer-

den.

Mit solchen Werten muss 

man sich auch im Ver-

gleich zu manchen pro-

minenten Gebäuden, wie 

das Berliner Rathaus, mit 

einer Spitzenleistung von 

38,4 kWp nicht verste-

cken.

KLIMASCHUTZ IM BERLINER STRAFVOLLZUG

Kontakt: 

Andrea Sutic

E-Mail 
andrea.sutic@mmjva.berlin.de

Telefon
+49 (30) 90 144- 18 50

CO2-Emissionen im 

Vergleich zu 1990 um 

mindestens 95 Prozent.

Die großen Dachflächen 

von Schulen, Rathäu-

sern, Turnhallen und 

weiteren öffentlichen 

Liegenschaften, wie z.B. 

Justizvollzugsanstalten 

eignen sich geradezu 

perfekt für PV-Anlagen. 

Da der Strom für Licht, 

Computer, Kantinen 

usw. in erster Linie tags-

über gebraucht wird, ist 

der Eigenverbrauch in 

der Regel sehr hoch und 

die Anlagen amortisieren 

sich entsprechend 

„Da der Strom für Licht, 

Computer, Kantinen usw. in 

erster Linie tagsüber 

gebraucht wird, ist der 

Eigenverbrauch in der Regel 

sehr hoch und die Anlagen 

amortisieren sich 

entsprechend schnell.“ 
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Und bist Du nicht willig, …

Unmittelbarer Zwang im Justizvollzug - Teil 2

von Michael Schäfersküpper

http://

dx.doi.org/10.15496/

publikation-76958

Frühere Auszüge aus 

dem Forum Strafvollzug 

behandeln Fixierungen 

im Vollzug,1 Durchsu-

chungen der Gefan-

genen2 selbst sowie 

ihrer Hafträume und 

Sachen3.

VOLLZUGSRECHT

Der nachfolgende Artikel 

erscheint mit freundlicher 

Genehmigung des Fo-

rums Strafvollzug. Zeit-

schrift für Strafvollzug und 

Straffälligenhilfe. Der Arti-

kel ist weitgehend ein 

aktualisierter Auszug aus 

Schäfersküpper, Michael, 

Und bist Du nicht willig, ... 

Unmittelbarer Zwang im 

Justizvollzug - Teil 2 in: 

Forum Strafvollzug. Zeit-

schrift für Strafvollzug 

und Straffälligenhilfe 

(FS) 2020, 290 bis 295. 

Der vollständige Text 

des Aufsatzes ist kos-

tenfrei als Zweitveröf-

fentlichung im Publikati-

onssystem der Universi-

tätsbibliothek der Eber-

hard Karls Universität 

Tübingen verfügbar. Die 

zitierfähige URL lautet: 

 Amtshilfe für andere 

Behörden durch die 

Vollzugsbehörde und

 Durchsetzung von 

Maßnahmen anderer 

staatlicher Stellen 

durch andere Behör-

den.

Die Öffnungsklausel be-

sitzt für die letzten drei 

Fallgruppen zumindest 

klarstellende Funktion: 

gruppen bei den ande-

ren Regelungen für den 

unmittelbaren Zwang 

unterscheiden:

 allgemeine Notrechte 

für Bedienstete der 

Justizvollzugsanstal-

ten,

 Amtshilfe für die Voll-

zugsbehörde durch 

andere Behörden,

währleisten.

Öffnungsklausel für 

andere Regelungen

Das Recht zu unmittel-

barem Zwang aufgrund 

anderer Regelungen 

bleibt unberührt (Öff-

nungsklausel).6 Unmittel-

barer Zwang ist im Jus-

tizvollzug also nicht nur 

aufgrund der speziellen 

Regelungen für den Voll-

zug zulässig.

Es lassen sich vier Fall-

Einleitung

„Doch der zweite folgt 

sogleich.“4 Nach dem 

ersten Teil zum unmittel-

baren Zwang im Newslet-

ter5 erscheint nun der 

zweite Teil zu diesem 

Thema. Jetzt weitet sich 

der Blick über die Gren-

zen des vollzugsrechtli-

chen unmittelbaren 

Zwangs hinaus. Unmittel-

barer Zwang im Justiz-

vollzug kann nämlich 

auch aufgrund anderer 

Regelungen zulässig 

sein. Außerdem werden 

die Wahl der Mittel und 

die Androhung des un-

mittelbaren Zwangs nä-

her beleuchtet.

Der Schwerpunkt dieses 

Artikels liegt bewusst auf 

der Rechtsprechung, weil 

sie die Praxis unmittelbar 

prägt. Die Paragrafenan-

gaben zu den Vollzugs-

gesetzen der Bundeslän-

der finden sich grund-

sätzlich in den Fußnoten. 

Dieser Weg soll eine 

bessere Lesbarkeit ge-

Michael Schäfersküpper,    

Dozent im Fachbereich Strafvoll-

zug der Fachhochschule für 

Rechtspflege Nordrhein-

Westfalen in Bad Münstereifel 

Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen  

in Bad Münstereifel 
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unmittelbaren Zwang15 

stellt klar, dass kein voll-

zugsrechtliches Amtshil-

feverbot für unmittelba-

ren Zwang besteht. Un-

mittelbarer Zwang durch 

andere Behörden kann 

in Amtshilfe für die Voll-

zugsbehörde zulässig 

sein (Art. 35 GG, § 5 

Abs. 2 S. 1 Nr. 1 VwVfG 

analog).16 … Die Voll-

zugsbehörde kann z.B. 

die Polizei ersuchen, in 

Amtshilfe beim unmittel-

baren Zwang gegen 

Erst wenn eine Situation 

so weit eskaliert, dass 

grundsätzlich nicht 

(mehr) von der kontrol-

lierten Durchsetzung von 

Vollzugs- und Siche-

rungsmaßnahmen ge-

sprochen werden kann, 

greift das Notwehrrecht 

(§ 32 StGB).

Amtshilfe für die Voll-

zugsbehörde

Die Öffnungsklausel für 

andere Regelungen zum 

„Die Öffnungsklausel stellt 

klar, dass Bedienstete der 

Justizvollzugsanstalten auch 

aufgrund der allgemeinen 

Notrechte unmittelbaren 

Zwang anwenden dürfen.“

unmittelbaren Zwang im 

Sinne der Öffnungsklau-

sel sind die allgemeinen 

Notrechte. Zu diesen 

Notrechten gehören z.B.

 die Notwehr auch in 

Form der Nothilfe 

(§ 32 StGB),

 der rechtfertigende 

Notstand (§ 34 

StGB) und

 das Jedermanns-

recht der vorläufigen 

Festnahme (§ 127 

StPO).9

Die Öffnungsklausel 

stellt klar, dass Bediens-

tete der Justizvollzugs-

anstalten auch aufgrund 

der allgemeinen Not-

rechte unmittelbaren 

Zwang anwenden dür-

fen.10

[…]

Unmittelbarer Zwang ist 

im Justizvollzug jeden-

falls nicht nur durch des-

sen Bedienstete und 

nicht nur wegen dessen 

Vollzugs- und Siche-

rungsmaßnahmen zuläs-

sig.7 Die Öffnungsklausel 

ist also auch für die letz-

ten drei Fallgruppen nicht 

bedeutungslos.8

Allgemeine Notrechte 

für Bedienstete

Andere Regelungen zum 

wehr daher nicht dazu 

führen, die vollzuglichen 

Regelungen zum unmit-

telbaren Zwang zu um-

gehen und auszuhöh-

len. Es darf keine 

„Flucht“ ins Notwehr-

recht stattfinden.

[…]

Die Abgrenzung zwi-

schen Notwehr und dem 

vollzugsrechtlichen un-

mittelbaren Zwang ist 

aus der objektiven Sicht 

eines verständigen Drit-

ten zu bestimmen.14 So-

lange grundsätzlich 

(noch) eine kontrollierte 

Durchsetzung von Voll-

zugs- und Sicherungs-

maßnahmen vorliegt, 

handelt es sich um voll-

zugsrechtlichen unmittel-

baren Zwang. Die Be-

diensteten sind an die 

einschlägigen Regelun-

gen der Vollzugsgesetze 

gebunden. 

[…]

Das Notwehrrecht (§ 32 

StGB) reicht weiter als 

der vollzugsrechtliche 

unmittelbare Zwang.11

Das gilt z.B. für den Ein-

satz bestimmter Waffen. 

Außerdem vermag die 

Notwehr z.B. unter be-

sonderen Umständen 

sogar einen gezielten 

Tötungsschuss zu recht-

fertigen.12 Vollzugsrecht-

lich ist ein solcher 

Schuss aber ausge-

schlossen.13 Rechtssys-

tematisch darf die Not-

VOLLZUGSRECHT

Gefangene zu unterstüt-

zen.17

… Die Zulässigkeit der 

durchzuführenden Maß-

nahmen richtet sich 

nach dem Recht, das für 

die Vollzugsbehörde gilt 

(§ 7 Abs. 1 VwVfG ana-

log). Die Vollzugsbehör-

de trägt gegenüber den 

anderen Behörden die 

Verantwortung für die 

Rechtmäßigkeit der 

durchzuführenden Maß-

nahme (§ 7 Abs. 2 S. 1 

„Die Vollzugsbehörde trägt 

gegenüber den anderen 

Behörden die Verantwortung 

für die Rechtmäßigkeit der 

durchzuführenden 

Maßnahme.“ 
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seinen Haftraum nicht 

mehr. Immer wenn Be-

dienstete den Fernseher 

abholen möchten, stellt 

sich der Gefangene vor 

den Fernseher und 

schirmt ihn ab. Er leistet 

rein passiven Wider-

stand.

Falls die Bediensteten 

Schlagstöcke einsetzten, 

wäre das nicht das Mittel, 

das den Gefangenen 

voraussichtlich am we-

nigsten beeinträchtigt. 

Bei der Sachlage reicht 

VwVfG analog).

… Die Durchführung der 

Amtshilfe richtet sich 

nach dem für die ersuch-

te Behörde geltenden 

Recht (§ 7 Abs. 1 VwVfG 

analog). Die Polizei wen-

det also beim unmittelba-

ren Zwang die einschlägi-

gen Reglungen des Poli-

zeirechts an.18 Die durch-

zusetzende Maßnahme 

der Vollzugsbehörde tritt 

VOLLZUGSRECHT

an die Stelle einer 

durchzusetzenden Maß-

nahme des Polizei-

rechts. Die Polizei ist 

verantwortlich für die 

Durchführung der Amts-

hilfe (§ 7 Abs. 2 S. 2 

VwVfG analog).

Wahl der Mittel des 

unmittelbaren Zwangs

Die Entscheidung über 

unmittelbaren Zwang 

lässt sich rechtlich zwei-

stufig begreifen:

In einem ersten Schritt 

muss die Vollzugsbehör-

de entscheiden, ob 

sie überhaupt unmittel-

baren Zwang anwendet. 

Auf der Ermessensebe-

ne spricht man von ei-

nem Entschließungser-

messen. Siehe hierzu 

den ersten Auszug im 

Newsletter.19

„Unter mehreren möglichen 

und geeigneten Maßnahmen 

des unmittelbaren Zwangs 

sind diejenigen zu wählen, 

die den Einzelnen und die 

Allgemeinheit voraussichtlich 

am wenigsten 

beeinträchtigen.“

Erforderlichkeit der 

Mittel 

Unter mehreren mögli-

chen und geeigneten 

Maßnahmen des unmit-

telbaren Zwangs sind 

diejenigen zu wählen, 

die den Einzelnen und 

die Allgemeinheit vo-

raussichtlich am wenigs-

ten beeinträchtigen. Die 

Wahl des am wenigsten 

beeinträchtigenden Mit-

tels entspricht der Erfor-

derlichkeit als Teil der 

Verhältnismäßigkeit. Ein 

Mittel ist erforderlich, 

wenn kein milderes, im 

Wesentlichen gleich ge-

eignetes Mittel zur Verfü-

gung steht.

Beispiel:

Die Vollzugsbehörde 

entzieht einem Gefange-

nen die Erlaubnis zum 

Besitz eines eigenen 

Fernsehers. Der Gefan-

gene versucht seinen 

Fernseher zu 

„beschützen“. Er verlässt 

In einem zweiten Schritt 

muss die Vollzugsbehör-

de auswählen, welche 

Mittel des unmittelbaren 

Zwangs sie anwendet. 

Auf der Ermessensebene 

spricht man von einem 

Auswahlermessen.

Zu den Mitteln des unmit-

telbaren Zwangs gehören 

auch Schusswaffen. Für 

diese gelten aber beson-

dere Bestimmungen.

[…]

Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen in Bad Münstereifel 
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werden muss, um die 

Begehung einer 

rechtswidrigen Tat zu 

verhindern, die den 

Tatbestand eines 

Strafgesetzes erfüllt, 

oder

 unmittelbarer Zwang 

sofort angewendet 

werden muss, um 

eine gegenwärtige 

Gefahr abzuwen-

den.28

unterbleiben. Die gesetz-

liche Ausnahmeregelung 

ist abschließend. Die Vo-

raussetzungen für eine 

Ausnahme können nach 

den Vollzugsgesetzen 

z.B. vorliegen, wenn 

 die Umstände die An-

drohung von unmittel-

barem Zwang nicht 

zulassen oder

 unmittelbarer Zwang 

sofort angewendet 

„Nach der Androhung ist den 

Betroffenen eine 

angemessene Frist 

einzuräumen, damit sie den 

unmittelbaren Zwang noch 

durch das geforderte 

Verhalten abwenden 

können.“

nennen. Sowohl die 

Kenntnis der Mittel als 

auch des Zeitpunktes 

können den Betroffenen 

taktische Vorteile ver-

schaffen.27

Nach der Androhung ist 

den Betroffenen eine 

angemessene Frist ein-

zuräumen, damit sie den 

unmittelbaren Zwang 

noch durch das gefor-

derte Verhalten abwen-

den können. Die Ange-

messenheit der Frist 

ergibt sich aus den Um-

ständen des Einzelfalls.

[…]

Die Androhung von un-

mittelbarem Zwang darf 

nur in bestimmten Fällen 

Die Androhung von un-

mittelbarem Zwang muss 

nicht die Mittel benennen, 

die eingesetzt werden 

sollen.26 Zum einen for-

dert der Wortlaut der Re-

gelung keine Benennung. 

Zum anderen lässt sich 

der Umkehrschluss zum 

Schusswaffengebrauch 

ziehen, der ausdrücklich 

als Mittel anzudrohen ist. 

Die Androhung muss 

auch nicht den genauen 

Zeitpunkt des voraus-

sichtlichen Beginns be-

VOLLZUGSRECHT

Eine gegenwärtige Ge-

fahr liegt vor, wenn 

 die Einwirkung des 

schädigenden Ereig-

nisses bereits begon-

nen hat oder

 unmittelbar oder in 

allernächster Zeit mit 

an Sicherheit gren-

zenden Wahrschein-

lichkeit bevorsteht.29

[…]

der unmittelbare Zwang 

hingegen rechtswidrig 

wäre, so wäre auch die 

Androhung rechtswid-

rig.22

[…]

Neben der allgemeinen 

Regelung zur Andro-

hung von unmittelbarem 

Zwang gibt es eine ab-

schließende Spezialvor-

schrift zur Androhung 

des Schusswaffenge-

brauchs.23

Die Androhung von un-

mittelbarem Zwang ist 

gesetzlich an keine be-

stimmte Form gebun-

den.24 Sie wird in der 

Regel mündlich erfolgen. 

Eine mündliche Verstän-

digung kann aber z.B. 

wegen einer Sprachbar-

riere nicht möglich sein. 

Es kommt dann auch 

eine konkludente Andro-

hung z.B. durch Gesten 

in Betracht.25

[…]

einfache körperliche Ge-

walt aus. Der Einsatz von 

Schlagstöcken wäre da-

mit rechtswidrig.

[…]

Androhung von unmit-

telbarem Zwang

Unmittelbarer Zwang ist 

vorher anzudrohen.21 Die 

Androhung setzt voraus, 

dass unmittelbarer 

Zwang im konkreten Fall 

rechtmäßig wäre. Wenn 

„Unmittelbarer Zwang ist 

vorher anzudrohen. Die 

Androhung setzt voraus, 

dass unmittelbarer Zwang im 

konkreten Fall rechtmäßig 

wäre.“
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Grommek, S. (1982). 

Unmittelbarer Zwang im 

Strafvollzug. Köln Berlin 

Bonn München: Carl 

Heymanns Verlag KG.

[…]

Koch, R. (1995). Zur Aus-

übung von Notwehrrech-

ten im Rahmen der An-

wendung unmittelbaren 

Zwanges gem. §§ 94 ff. 

StVollzG. Zeitschrift für 

Strafvollzug und Straffälli-

genhilfe (ZfStrVo), 27 bis 

32.

Schlusswort

Horribile dictu. Schreck-

lich ist es zu sagen, 

dass Gewalt manchmal 

doch eine Lösung ist. 

Aber die gesetzlichen 

Regelungen zum unmit-

telbaren Zwang in ver-

schiedenen Rechtsbe-

reichen sprechen eine 

deutliche Sprache. 

Gleichzeitig sind es aber 

gerade diese Regelun-

gen, die den unmittelba-

ren Zwang auch deutlich 

begrenzen. Denn eine 

vernünftige Lösung ohne 

Gewalt ist - wenn sie 

sich realisieren lässt -

besser als eine Lösung 

mit Gewalt.

Postskriptum

Rund 15 Aufsätze des 

Autors dieser Zeilen sind 

vollständig und kosten-

frei im Internet verfügbar 

(https://krimdok.uni-

tuebingen.de/). Jedes 

Jahr kommen neue Do-

Psychische Krankheiten 

und psychische Ausnah-

mezustände führen nicht 

notwendig dazu, dass die 

Umstände eine Andro-

hung von unmittelbarem 

Zwang nicht zulassen. Es 

ist auch in diesen Fällen 

möglich, dass die Be-

troffenen den Sinn einer 

solchen Androhung ver-

stehen und sich entspre-

chend verhalten kön-

nen.30

[…]

kumente hinzu. Die 

Zweitveröffentlichungen 

sind in der KrimDok, der 

größten kriminologischen 

Datenbank Deutsch-

lands, zu finden. Sie wird 

gemeinsam vom Tübin-

ger Institut für Kriminolo-

gie und der Universitäts-

bibliothek Tübingen be-

trieben. Der Zweitveröf-

fentlichungsservice wur-

de in den Jahren 2021 

bis 2023 als Arbeitspaket 

des an beiden Institutio-

VOLLZUGSRECHT

nen ansässigen Fachin-

formationsdienstes 

(FID) Kriminologie mit 

Mitteln der Deutschen 

Forschungsgemein-

schaft (DFG) gefördert. 

Auf Zuruf sind weiterhin 

Zweitveröffentlichungen 

willkommen.

Literatur:

Arloth, F. & Krä, H. 

(2017). Strafvollzugsge-

setze Bund und Länder. 

Kommentar. 4. Auflage. 

München: Verlag C. H. 

Beck oHG.

[…]

Feest, J. (2017). Teil II 

§§ 82 bis 85 LandesR. In 

Feest, J., Lesting, W. & 

Lindemann, M. Strafvoll-

zugsgesetze. Kommen-

tar (AK-StVollzG). 7. 

Auflage. Köln: Carl Hey-

manns Verlag.

„Denn eine vernünftige 

Lösung ohne Gewalt ist 

- wenn sie sich realisieren 

lässt - besser als eine Lösung 

mit Gewalt.“

Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen in Bad Münstereifel 
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(2020). Und bist Du nicht 

willig, … Unmittelbarer 

Zwang im Justizvollzug -

VOLLZUGSRECHT

31.

15 § 73 Abs. 3 StVollzG 

NRW, § 53 Abs. 2 S. 3 

HStVollzG, § 87 Abs. 3 

NJVollzG, § 92 Abs. 3 

LJVollzG RP, § 93 Abs. 

3 JVollzGB I LSA, § 93 

Abs. 3 ThürJVollzGB.

16 Vgl. BT-Drs. 7/3998, 

36; Arloth & Krä (2017), 

§ 94 StVollzG Rn. 5.

17 Vgl. zu Vorführungen 

durch die Polizei in 

Amtshilfe BGH Beschl. 

Streichen.

5 Schäfersküpper, Mi-

chael. Und bist Du nicht 

willig, … Unmittelbarer 

Zwang im Justizvollzug -

Teil 1. Justiznewsletter 

der Führungsakademie 

im Bildungsinstitut des 

niedersächsischen Jus-

tizvollzuges. Jahrgang 

20, Ausgabe 37, Mai 

2023, 15 bis 22.

6 § 73 Abs. 3 StVollzG 

NRW, § 53 Abs. 2 S. 3 

35, Mai 2022, 7 bis 17.

3 Schäfersküpper, Micha-

el. Durchsuchungen der 

Hafträume und Sachen 

der Gefangenen. Justiz-

newsletter der Führungs-

akademie im Bildungs-

institut des niedersächsi-

schen Justizvollzuges. 

Jahrgang 18, Ausgabe 

33, Mai 2021, 13 bis 18.

4 Busch, W. (1865). Max 

und Moritz. Eine Buben-

geschichte in sieben 

HStVollzG, § 87 Abs. 3 

NJVollzG, § 92 Abs. 3 

LJVollzG RP, § 93 Abs. 

3 JVollzGB I LSA, § 93 

Abs. 3 ThürJVollzGB.

7 Im Ergebnis ebenso 

Arloth & Krä (2017), § 

94 StVollzG Rn. 5,

8 A.A.Koch (1995), 27 

m.w.N.

9 Siehe zum Jeder-

mannsrecht Schäfers-

küpper (2020), 199.
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18 Vgl. BT-Drs. 7/3998, 

36.
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23.07.1992 - 4 B 898/92, 

juris Rn. 21 ff. m,w,N,; 

a.A. Grommek (1982), 

Kap 6 Rn. 4 f.

27 S. auch VGH Mann-

heim Beschl. v. 

08.05.2009 - 11 S 

1013/09, juris Rn. 9.
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Nutzung zu klären, Ge-

fahren und Risiken zu 

erläutern und einen rich-

tigen Umgang mit den 

verschiedenen Medien 

darzulegen. 

Wie kann also Medien-

pädagogik im Justizvoll-

zug gelebt werden, in 

dem der Zugang zu digi-

talen Medien verboten 

ist?

PodKnast – wie es wirklich ist!

Ein medienpädagogisches Projekt aus dem 

nordrhein-westfälischen Justizvollzug 
von Inge Roy

EIN MEDIENPÄDAGOGISCHES PROJEKT 

Die Digitalisierung ist 

heutzutage selbstver-

ständlich und in jedem 

Haushalt wieder zu fin-

den. Der Einsatz von 

Computern, Tablet oder 

Smartphone findet bei 

vielen Menschen tägliche 

Anwendung und ist aus 

dem Alltag gar nicht mehr 

wegzudenken. Was für 

Menschen in Freiheit 

selbstverständlich ist, ist 

im Justizvollzug weitest-

gehend undenkbar. Dort 

ist der Zugang zu den 

digitalen Medien entwe-

der strikt untersagt oder 

zumindest stark regle-

mentiert. Doch insbeson-

dere im Jugendvollzug ist 

eine medienpädagogi-

sche Arbeit von Bedeu-

tung, um z.B. rechtliche 

Voraussetzungen der 

Vergangenheit auseinan-

derzusetzen und neue 

Perspektiven zu entwi-

ckeln. Zum anderen dient 

es der Präventionsarbeit, 

indem es insbesondere 

Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen die realen 

Konsequenzen kriminel-

len Verhaltens aufzeigt. 

Somit leistet das Po-

dKnast-Projekt einen 

wichtigen Beitrag zur ge-

sellschaftlichen Debatte 

über den Umgang mit 

und Audiobeiträge erhal-

ten die Gefangenen so-

mit die Möglichkeit, ihre 

Perspektiven und Erfah-

rungen direkt an ein brei-

tes Publikum nach 

„draußen“ zu kommuni-

zieren. Das Projekt ver-

folgt dabei eine doppelte 

Zielsetzung: Zum einen 

soll es die Resozialisie-

rung der Inhaftierten för-

dern, indem es ihnen 

ermöglicht, sich mit ihrer 

Über diese Thematik hat 

sich die Justizkommuni-

kation im Ministerium der 

Justiz des Landes Nord-

rhein-Westfalen Gedan-

ken gemacht und das 

Projekt PodKnast ins Le-

ben gerufen.

Das PodKnast-Projekt

Der Name setzt sich aus 

"Podcast" und "Knast" 

zusammen und signali-

siert den Inhalt der Bei-

träge: authentische Kurz-

filme aus dem Gefäng-

nisleben. Initiiert im Jahr 

2008, ist das Projekt 

bei der Justizkommunika-

tion des Ministeriums für 

Justiz in Nordrhein-

Westfalen angesiedelt. 

Dabei werden partizipati-

ve Medien genutzt, um 

Einblicke in den Alltag 

von Inhaftierten zu ge-

währen. Durch die Pro-

duktion eigener Video-

Inge Roy

Diplompädagogin im Fachbereich 

Pädagogik in Nordrhein-Westfalen 

und seit 2008 landesweite Projekt-

koordinatorin PodKnast  

Foto: Jörg Gieseking JVA Siegburg

Straftätern und zur Ent-

stigmatisierung von In-

haftierten. Durch die au-

thentische Darstellung 

der Lebensrealität hinter 

Gittern trägt es dazu bei, 

Vorurteile abzubauen 

und ein differenzierteres 

Verständnis für die Ursa-

chen und Folgen von 

Kriminalität zu fördern. 

Darüber hinaus kann das 

Projekt dazu beitragen, 

die öffentliche Wahrneh-

mung des Justizvollzugs 
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scheint es unwichtig, 

welche Musik benutzt 

wird, welche Kamera-

einstellungen einzustel-

len sind und ob der In-

halt des Films über-

haupt der Realität ent-

spricht. Sie agieren als 

„Influencer/innen“ in ei-

gener Sache.

Genau dort knüpft das 

Projekt an.

Redaktionssitzungen: 

Die Gruppe und die Be-

treuenden legen zu-

sche Kompetenzen ver-

leihen. Doch was sich in 

der Theorie leicht anhört, 

ist in der Praxis mit viel 

Arbeit, Aufklärung und 

Geduld verbunden. Inhaf-

tierte sind oftmals keine 

klaren Strukturen ge-

wohnt und ihre Aufmerk-

samkeitsspanne ist häu-

fig begrenzt. Anfangs 

möchten die Inhaftierten 

direkt agieren, mit der 

Kamera losziehen, ohne 

Konzept, Planung oder 

konkretes Ziel. Ihnen er-

zu verändern und die 

Bedeutung von Resoziali-

sierungsprogrammen zu 

unterstreichen.

Aufklärung statt Ab-

schreckung!

Durch einen aufklären-

den Ansatz, der Einblicke 

in den Haftalltag gewährt, 

soll ein differenziertes 

Bild der Inhaftierten im 

Justizvollzug vermittelt 

werden. Das Medium 

Audio/Video wird genutzt, 

um Authentizität zu ge-

währleisten und ein brei-

tes Publikum zu errei-

chen. Der Freiheitsent-

zug ist per se mit Entbeh-

sich und anderen so-

wohl die negativen als 

auch mögliche positive 

Effekte einer Inhaftie-

rung zu verdeutlichen.

Die ausgewogene Sicht-

weise zu vermitteln, ist 

Aufgabe der Betreuer/

innen, die zusammen 

mit den Inhaftierten die 

Themen und Inhalte der 

rungen verbunden. Die 

Haftzeit bietet den Inhaf-

tierten aber auch Chan-

cen durch Behandlungs-

angebote. Therapien, 

Schul- und Ausbildungs-

abschlusse werden er-

möglicht.

Das PodKnast-Projekt 

ergänzt dieses Angebot. 

Die Inhaftierten lernen, 

EIN MEDIENPÄDAGOGISCHES PROJEKT 

nächst die Regeln der 

Zusammenarbeit fest. 

Auch die Notwendigkeit 

der Freigabe des ferti-

gen Films durch die An-

staltsleitung wird erläu-

tert. Erst anschließend 

folgt die typische Re-

daktionsarbeit: Filmi-

deen werden gesam-

melt, die Möglichkeiten 

der Umsetzung disku-

tiert und Detailarbeit an 

den Storyboards geleis-

tet. Auch die Arbeiten 

am Set werden präzise 

Filme erarbeiten.

Die praktische Arbeit 

im Projekt

Die Zielsetzung für In-

haftierte liest sich zu-

nächst einfach: Po-

dKnast soll als Stärkung 

der sozialen Fähigkeiten 

fungieren und den Inhaf-

tierten medienpädagogi-

„Die ausgewogene Sichtweise 

zu vermitteln, ist Aufgabe der 

Betreuer/innen, die zusammen 

mit den Inhaftierten die 

Themen und Inhalte der Filme 

erarbeiten.“

Klickzahlen PodKnast (Webseite)
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Aufrufe Impressionen Alter der Zuschauer Aufrufe 
(%)

Geschlecht der 
Zuschauer

Aufrufe 
(%)

70354 791360 13 bis 17 Jahre 0,28 Weiblich 19,54

18 bis 24 Jahre 27,04 Männlich 80,46

25 bis 34 Jahre 28,3

35 bis 44 Jahre 20,16

45 bis 54 Jahre 11,34

55 bis 64 Jahre 9,58

Über 65 Jahre 3,3

fertiges Produkt, wel-

ches zur Kommunikati-

on mit den Menschen 

„draußen“ führen kann.

Bevor ein Film ins Inter-

net gestellt wird, muss 

dieser abschließend von 

der Anstaltsleitung ge-

nehmigt werden.

Vollzugsrelevante As-

pekte

PodKnast muss von der 

Vollzugseinrichtung ge-

wollt werden, denn das 

Projekt stört den übli-

chen Ablauf und könnte 

als Störung von Sicher-

heit und Ordnung miss-

verstanden werden.

da die Biografien der 

Teilnehmenden oftmals 

durch Misstrauen geprägt 

sind. Das Projekt soll 

Raum schaffen, sich aus-

zuprobieren und auch 

Fehler machen zu dürfen. 

Zusätzlich erfolgt eine 

Aufklärung der medien-

rechtlichen Aspekte. 

Durch das „learning by 

doing“ entwickeln die 

Inhaftierten Selbstver-

trauen, erfahren intensive 

Gruppenarbeit und einen 

Raum, in dem die eigene 

Meinung zählt. Dadurch, 

dass die Filme anschlie-

ßend im Internet zugäng-

lich sind, erleben sie ein 

Szenen werden in der 

Regel mehrfach aufge-

nommen und müssen 

teilweise aus verschie-

denen Kameraperspek-

tiven eingefangen wer-

den. Eine gute redaktio-

nelle Vorarbeit entlastet 

die Gruppe. Belastungs-

situationen sind zu ver-

meiden. Die Akteure 

sind Amateure mit be-

sonderen Ausprägun-

gen des Sozialverhal-

tens. Als Stichworte sei-

en Kränkbarkeit, Frustra-

tionstoleranz, Geltungs-

drang und ein Mangel an 

Konzentrations- und 

Durchhaltevermögen 

genannt.

Schnittbearbeitung: Dies 

ist der arbeitsintensivste 

Teil und erfordert beson-

deres Durchhaltevermö-

gen. 

Bis zur Fertigstellung 

eines Filmes dauert es 

ca. vier bis fünf Wochen. 

zugewiesen. Dies gilt für 

Kameraeinstellungen, 

Lichtinstallation und die 

Ausarbeitung der Dialo-

ge. Dafür werden die Rol-

len und Verantwortlich-

keiten definiert, da die 

anschließende Arbeit am 

Set eine Hierarchie erfor-

dert. 

Filmdreh: Für 7 Minuten 

Filme werden zwei Dreh-

tage mit jeweils vier bis 

sechs Stunden benötigt. 

EIN MEDIENPÄDAGOGISCHES PROJEKT 

Vor einem Projektstart 

braucht man ausrei-

chend Zeit, um sicher-

heitsrelevante Fragen 

zu besprechen. Die oft 

geäußerten Bedenken, 

dass die Inhaftierten in 

den Filmen Unwahrhei-

ten verbreiten oder nur 

einseitige Sichtweisen 

darstellen, hat sich bis-

her nicht bestätigt. Statt-

dessen zeigt sich häufig 

eine Identifikation der 

Gruppenteilnehmenden 

mit „ihrem Knast“. Zu-

dem ist das Projekt zeit-

und personalintensiv. 

Damit PodKnast regel-

mäßig stattfinden kann 

Die Umsetzung der eige-

nen Ideen regt die Inhaf-

tierten dazu an, sich in-

nerhalb der Gruppe zu 

strukturieren und zu or-

ganisieren. Die Projekt-

gruppe „wächst“ zusam-

men und alle Beteiligten 

vertrauen darauf, dass 

jeder die zugewiesene 

Rolle ausfüllt. Das ist 

nicht selbstverständlich, 

„Die oft geäußerten 

Bedenken, dass die 

Inhaftierten in den Filmen 

Unwahrheiten verbreiten oder 

nur einseitige Sichtweisen 

darstellen, hat sich bisher 

nicht bestätigt. Stattdessen 

zeigt sich häufig eine 

Identifikation der 

Gruppenteilnehmenden mit 

‚ihrem Knast‘“.

Klickzahlen YouTube seit 2008 
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nochmals unterstrichen 

und gezeigt, dass die 

Projektziele erreichbar 

sind.

Ausblick

PodKnast ist ein Projekt, 

welches sich stetig wei-

terentwickelt. Es geht 

um Aufklärung, Kompe-

tenzförderung und Prä-

ventionsarbeit. Die Po-

dKnast-Filme werden 

bereits jetzt von öffentli-

Teilnahme. Insbesondere 

die Auseinandersetzung 

mit den eigenen Lebens-

umständen habe ihn zum 

Nachdenken angeregt. Er 

hat durch das PodKnast-

Projekt insgesamt mehr 

reflektiert und hat durch 

die Veröffentlichung der 

Filme auch verstanden, 

wie wichtig eine gute Zu-

sammenarbeit ist. Das zu 

hören, hat die Sinnhaf-

tigkeit des Projektes 

„Die Öffentlichkeitsarbeit ist 

ein wichtiger Bestandteil des 

Projektes, und zwar außerhalb 

und innerhalb der 

Gefängnismauern.“

mauern. Der erste 

Schritt zur Öffentlich-

keitsarbeit ist das Inter-

net. Die Filme werden 

auf den Seiten: https://

www.podknast.de, 

YouTube und NRWision 

hochgeladen. Die Seiten 

dienen auch als Sprach-

rohr, da Kommentare 

und „likes“ von 

„draußen“ hinterlassen 

werden können. Dar-

über hinaus präsentiert 

sich das Projekt auf 

dem NRW-Tag, dem 

deutschen Präventions-

tag oder verschiedenen 

Messen. Auch das Medi-

eninteresse ist nach wie 

vor hoch – national wie 

international. So war 

PodKnast bereits auf 

Fachtagungen in Mar-

seille und in der Schweiz 

vertreten.

Innerhalb des Vollzuges 

gestaltet sich die Öffent-

lichkeitsarbeit schwieri-

ger. Die Inhaftierten ha-

ben keinen eigenen Zu-

und auch der Filmdreh 

unproblematisch verläuft, 

sollten immer mindestens 

zwei projektbetreuende 

Personen eingebunden 

sein. 

Öffentlichkeitsarbeit -

außerhalb und inner-

halb des Justizvollzu-

ges

Die Öffentlichkeitsarbeit 

ist ein wichtiger Bestand-

teil des Projektes, und 

zwar außerhalb und in-

nerhalb der Gefängnis-

EIN MEDIENPÄDAGOGISCHES PROJEKT 

den unterschiedlichen 

JVAen zu erhalten. Das 

gewinnt an Bedeutung, 

da PodKnast eine zu-

sätzliche Rubrik für die 

(Aus)- Bildung geschaf-

fen hat. Dort werden 

Filme in den verschiede-

nen (Ausbildungs-) An-

stalten gedreht, in de-

nen die Teilnehmenden 

ihre Berufe und/oder 

Schulmaßnahmen vor-

stellen. Dadurch können 

sich die Inhaftierten 

über bestimmte Thema-

tiken oder Berufe „aus 

gang zu den digitalen 

Medien und somit auch 

keinen Zugang zu Po-

dKnast. Umso wichtiger 

stellt sich der Umgang 

mit der vollzugsinternen 

Lernplattform elis dar. 

Elis bedeutet E-Learning 

im Strafvollzug und ist 

eine besonders gesicher-

te Lernplattform, die spe-

ziell für das digital unter-

stützte Lernen im Straf-

vollzug konzipiert ist. Dort 

haben die Inhaftierten die 

Möglichkeit, unter Beauf-

sichtigung, Eindrücke von 

erster Hand“ informieren. 

Zudem haben die Mitar-

beitenden die Möglich-

keit, selbst Einblicke in 

die verschiedenen Ein-

richtungen zu erlangen.

PodKnast aus Sicht 

eines ehemaligen In-

haftierten

Im Gespräch mit einem 

ehemaligen Teilnehmer 

zeigt sich die nachhalti-

ge Wirkung des Projek-

tes ‚PodKnast‘. Er be-

richtet von einem Lern-

prozess während seiner 

Foto: Jörg Gieseking JVA Siegburg
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Leben in Haft zu berich-

ten. In diesem Zuge 

können sich die Filme 

angeschaut, Informatio-

nen geteilt und Fragen 

gestellt werden. Der 

informative Austausch 

dient der Prävention und 

Aufklärung und soll die 

jugendlichen Schüler/

innen zum Nachdenken 

anregen.

Fazit

PodKnast leistet einen 

wichtigen Beitrag zur 

Justizarbeit in NRW, 

indem es durch aktive 

Teilnahme der Inhaftier-

ten und den Einsatz neu-

er Medien Authentizität, 

Aufklärung und Bil-

dungsförderung mitei-

nander verbindet und 

somit eine positive Wir-

kung auf alle Beteiligten 

hat. Es lässt sich festhal-

ten, dass PodKnast ein 

Projekt darstellt, das 

nicht nur die Gefange-

chen Stellen wie der Poli-

zei, Lehrer/innen oder 

Sozialarbeiter/innen ver-

wendet, um sie als 

Lehrinhalte oder für Auf-

klärungszwecke zu nut-

zen. Dieser Gedanke 

wurde aufgegriffen und 

überlegt, wie der präven-

tive Charakter des Pro-

jektes zu vertiefen ist. 

Geplant ist, zukünftig 

intensiv mit Schulen zu 

kooperieren und unter-

richtsbegleitend über das 

nen, sondern auch die 

Öffentlichkeit durch eine 

authentische Darstellung 

des Gefängnisalltags 

aufklärt und sensibilisiert. 

Durch die aktive Beteili-

gung der Gefangenen 

wird eine Plattform ge-

schaffen, die nicht nur 

präventive Wirkung hat, 

sondern auch Bildungs-

chancen innerhalb der 

Justizvollzugsanstalten 

aufzeigt und fördert und 

zusätzlich die Sozialkom-

petenzen stärkt.

EIN MEDIENPÄDAGOGISCHES PROJEKT 

Kontakt: 

Inge Roy

E-Mail 

inge.roy@jva-duisburg-

hamborn.nrw.de

Telefon:

+49 211 16450 - 205 

„Es lässt sich festhalten, dass 

PodKnast ein Projekt darstellt, 

das nicht nur die Gefangenen, 

sondern auch die 

Öffentlichkeit durch eine 

authentische Darstellung des 

Gefängnisalltags aufklärt und 

sensibilisiert.“
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 Konzeption und Durchführung 

individueller Personalauswahl-

verfahren (Assessment Center) 

für Führungskräfte

 Managementtrainings zur Förde-

rung und Weiterentwicklung von 

Nachwuchsführungskräften

 Trainings, Veranstaltungen und 

Beratung im Bereich Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit 

(Medienakademie der nieder-

sächsischen Justiz)

 Beratung und Coaching von Füh-

rungskräften

 Informationen über Trends und 

aktuelle Veränderungsprozesse 

im Justizvollzug  u. a. durch die 

Herausgabe unseres Newsletters

Die Räume der Führungsakademie 

für den Justizvollzug befinden sich 

in der Fuhsestraße 30 in Celle. Dort 

stehen auch Tagungsmöglichkeiten 

zur Verfügung. 

An Führungskräfte werden 

überall hohe Anforderungen ge-

stellt. Für Sie als Führungskräfte 

im Justizvollzug gilt das ganz 

besonders. Auf Sie konzentrieren 

sich nicht nur die Erwartungen 

Ihrer Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter, sondern auch die der Ge-

fangenen und der Öffentlichkeit. 

Erwartungen, die nicht einfach zu 

erfüllen sind. Wie können Sie 

vorhandene Ressourcen besser 

nutzen? Wie begleiten Sie Ver-

änderungsprozesse und initiieren 

Innovationen? Wie gehen Sie 

professionell mit den Medien 

um? Wir unterstützen Sie als 

Führungskraft im Justizvollzug 

bei der Wahrnehmung Ihrer viel-

fältigen Aufgaben.

Wir bieten an:

 Organisation von Veranstaltun-

gen zu aktuellen Themen 

 Beratung bei Projekten und 

Organisationsentwicklung

Die Räumlichkeiten der Führungsakademie 

befinden sich in der Fuhsestraße 30 in Celle

Die Führungsakademie... 

https://bildungsinstitut-

justizvollzug.niedersachsen.de/ 
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https://bildungsinstitut-

justizvollzug.niedersachsen.de/ 
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Nicole Steimetz Diplom-Supervisorin und Organisationsberaterin 
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